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GEMEINDE URBACH 
Rems-Murr-Kreis 

 
Satzung 

 

zur Änderung der  
 

Satzung über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungs-
anlage und die Versorgung der Grundstücke mit Wasser  

(Wasserversorgungssatzung – WVS) 
 

vom 9. Dezember 2014 
 

Der Gemeinderat der Gemeinde Urbach hat am 29. September 2026 aufgrund von §§ 4 und 11 
der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Absatz 2, 11, 13, 20 und 
42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) folgende Satzung beschlos-
sen: 
 
 
§ 1 
Änderungen 
 
Die Wasserversorgungssatzung der Gemeinde Urbach vom 9. Dezember 2014 wird wie folgt 
geändert: 
 
 
1. § 21 erhält folgende Fassung: 
 
„§ 21  
Messung 
 
(1) Die Gemeinde stellt die verbrauchte Wassermenge durch Messeinrichtungen (Wasser-

zähler) fest, die den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen. Bei öffentlichen Ver-
brauchseinrichtungen kann die gelieferte Menge auch rechnerisch ermittelt oder ge-
schätzt werden, wenn die Kosten der Messung nicht im Verhältnis zur Höhe des Ver-
brauchs stehen. 

 
(1a) Die Gemeinde ist berechtigt, einen vorhandenen Wasserzähler durch einen elektroni-

schen Wasserzähler mit Funkmodul zu ersetzen. 
 Mithilfe dieser elektronischen Funkwasserzähler dürfen verbrauchsbezogene und trink-

wasserhygienisch relevante Daten erhoben, gespeichert und verarbeitet werden. 
 
 Es dürfen insbesondere folgende Daten erhoben, gespeichert und verarbeitet werden: 
 - Zählernummer, 
 - aktueller Zählerstand, 
 - Verbrauchssummen für Tage, Wochen, Monate und Jahre, 
 - Durchflusswerte, 
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 - die Wasser- und Umgebungstemperatur für bestimmte Zeitpunkte, 
 - Betriebs- und Ausfallzeiten, 
 - Speicherung von Alarmcodes (z.B. Leckage- oder Rückflusswerte). 
 
 Die in einem elektronischen Wasserzähler mit Funkmodul gespeicherten Daten dürfen 

durch Empfang des Funksignals turnusmäßig (in der Regel einmal jährlich) ausgelesen 
werden, soweit dies zur Abrechnung oder Zwischenabrechnung erforderlich ist. Sie dürfen 
in gleicher Weise anlassbezogen ausgelesen werden, soweit dies im Einzelfall zur Abwehr 
von Gefahren für den ordnungsgemäßen Betrieb der gemeindlichen Wasserversorgungs-
anlage erforderlich ist. Zu anderen Zwecken ist eine Auslesung der gespeicherten Daten, 
auch durch Empfang des Funksignals nicht zulässig. Ausgelesene Daten dürfen nur zu 
den Zwecken von Satz 4 und Satz 5 genutzt oder verarbeitet werden. Die in einem elekt-
ronischen Funkwasserzähler gespeicherten Daten sind spätestens nach 500 Tagen zu 
löschen. Nach Satz 5 ausgelesene Daten sind, soweit sie für die dort genannten Zwecke 
nicht mehr benötigt werden, spätestens 5 Jahre nach ihrer Auslesung zu löschen. 

 
(2) Die Gemeinde hat dafür Sorge zu tragen, dass eine einwandfreie Messung der ver-

brauchten Wassermenge gewährleistet ist. Sie bestimmt Art, Zahl und Größe sowie An-
bringungsort der Messeinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung, Anbringung, Überwa-
chung, Unterhaltung und Entfernung der Messeinrichtungen Aufgabe der Gemeinde. Sie 
hat den Anschlussnehmer anzuhören und dessen berechtigte Interessen zu wahren. Sie 
ist verpflichtet, auf Verlangen des Anschlussnehmers die Messeinrichtungen zu verlegen, 
wenn dies ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung möglich ist; der An-
schlussnehmer ist verpflichtet, die Kosten zu tragen. 

 
(3) Der Anschlussnehmer haftet für das Abhandenkommen und die Beschädigung der Mes-

seinrichtungen, soweit ihn daran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädigun-
gen und Störungen dieser Einrichtungen der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. Er ist 
verpflichtet, die Einrichtungen vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost 
zu schützen. 

 
(4) Der Einbau von Zwischenzählern in die Verbrauchsleitung ist dem Wasserabnehmer ge-

stattet. Alle den Zwischenzähler betreffenden Kosten gehen zu seinen Lasten. Die Ge-
meinde ist nicht verpflichtet, das Anzeigeergebnis eines Zwischenzählers der Wasserzins-
berechnung zugrunde zu legen.“ 

 
 
2. § 23 erhält folgende Fassung: 
 
„§ 23 
Ablesung 
 
(1) Die Messeinrichtungen werden von einem Beauftragten der Gemeinde abgelesen bzw. 

sind nach Aufforderung der Gemeinde vom Anschlussnehmer selbst abzulesen. Die Ab-
leseergebnisse sind in den von der Gemeinde hierfür übermittelten Vordruck einzutragen. 
Der ausgefüllte Vordruck ist zurückzusenden. Alternativ kann der Zählerstand elektronisch 
über die im Vordruck angegebenen Medien übermittelt werden. Im Falle der Ablesung 
durch einen Beauftragten der Gemeinde hat der Anschlussnehmer dafür Sorge zu tragen, 
dass die Messeinrichtungen leicht zugänglich sind. 

 
(2) Kann der Beauftragte der Gemeinde die Räume des Anschlussnehmers nicht zum Ab-

lesen betreten bzw. geht der ausgefüllte Vordruck oder die Zählerstandsmeldung über die 
im Vordruck angegebenen Medien nicht innerhalb einer von der Gemeinde gesetzten an-
gemessenen Frist bei dieser ein, darf sie den Verbrauch auf der Grundlage der letzten 
Ablesung schätzen; die tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen zu berücksichtigen. 

 
(3) Mechanische sowie elektronische Wasserzähler ohne Funkmodul werden von einem Be-

auftragten der Gemeinde möglichst in gleichen Zeitabständen oder auf Verlangen der Ge-
meinde vom Grundstückseigentümer selbst abgelesen bzw. ausgelesen. Bei elektroni-
schen Wasserzählern mit Funkmodul, bei denen nicht sämtliche gespeicherten Daten per 
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Funk übermittelt werden, erfolgt eine Auslesung vor Ort nur mit Zustimmung des Grund-
stückseigentümers. Dieser hat dafür zu sorgen, dass die Wasserzähler leicht zugänglich 
sind.“ 

 
 
§ 2 
Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 1. Oktober 2026 in Kraft. 
 
Urbach, 30. September 2026 
 
 
Marcel Schindler 
Bürgermeister 
 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Ba-
den-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO erlassenen Verfahrensvorschriften beim 
Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Absatz 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Ge-
meinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu 
bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Satzung, die Ge-
nehmigung oder Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 
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